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- Bildung des Stadtwahlausschusses - 
 
Gemäß § 10 Abs. 1 i. V. m. § 64 Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) ist für das Wahl-
gebiet der Stadt Burg, der Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Schartau und der zukünftigen Ort-
schaft Reesen ein Wahlausschuss zur Vorbereitung und Durchführung der Kommunalwahlen (Stadtrat und Ort-
schaftsräte) zu bilden. 
 
Der Wahlausschuss besteht aus dem Wahlleiter (Stadtwahlleiter) als Vorsitzenden und sechs Beisitzern sowie ihren 
Stellvertretern, die der Wahlleiter aus den Wahlberechtigten des Wahlgebietes der Stadt Burg einschließlich der 
Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Schartau und der zukünftigen Ortschaft Reesen beruft. 
Bei der Berufung der Beisitzer/innen für den Wahlausschuss sollen Vorschläge der im Wahlgebiet vertretenen  
Parteien und Wählergruppen berücksichtigt werden. 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) fordere ich hiermit 
die in der Stadt Burg und den Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Schartau und der Ge-
meinde Reesen vertretenen Parteien und Wählergruppen auf, ihre Vorschläge für die Beisitzer und stellver-
tretenden Beisitzer des Wahlausschusses bis spätestens zum 
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beim Wahlleiter der Stadt Burg c/o Stadtverwaltung Burg, In der Alten Kaserne 2, 39288 Burg schriftlich einzu-
reichen. 
 
Gemäß § 4 Abs. 1 Satz 3 KWO LSA wird auf nachstehende Regelungen hingewiesen: 
 
§ 13 KWG LSA „Wahlehrenämter“ 
 
Abs. 1  Die Beisitzer der Wahlausschüsse und der Wahlvorstände sind ehrenamtlich tätig. Die §§ 28 bis 30 der 

Gemeindeordnung gelten entsprechend. 
 
Abs. 1a  Zu Beisitzern der Wahlausschüsse und der Wahlvorstände können auch unbefristet Beschäftigte der im 

Wahlgebiet ansässigen Behörden und Einrichtungen des Landes oder einer der Aufsicht des Landes un-
terstehenden juristischen Person des öffentlichen Rechts bestimmt werden, wenn sich nicht genügend 
Wahlberechtigte finden lassen. Bei der gleichzeitigen Durchführung von Landtags-, Bundestags- oder 
Europawahlen mit Kommunalwahlen können auch unbefristet Beschäftigte von sonstigen Landesbehör-
den zu Beisitzern bestellt werden. Die Bestellung erfolgt im Einvernehmen mit der jeweiligen Behörden-
leitung. 

 
Abs. 1b  Ein Bediensteter der Gemeinde kann auch dann zum Gemeindewahlleiter oder zu seinem Stellvertreter 

sowie zum Wahlvorsteher oder zu einem Beisitzer des Wahlausschusses oder des Wahlvorstandes be-
rufen werden, wenn er nicht im Wahlgebiet wohnt. Gleiches gilt für den Bediensteten eines Landkreises 
bei der Kreiswahl. 

 
Abs. 2  Wahlbewerber und Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge können ein Wahlehrenamt nicht in-

nehaben. 
 
Abs. 3  Die Ablehnung der Übernahme eines oder das Ausscheiden aus einem Wahlehrenamt richten sich nach 

§ 29 der Gemeindeordnung und § 21 der Landkreisordnung. Ein wichtiger Grund im Sinne dieser Vor-
schriften liegt in der Regel nur vor für: 
1. Die Mitglieder des Bundestages und der Bundesregierung sowie des Landtages und der Landesre-

gierung, 
2. die im öffentlichen Dienst Beschäftigten, die amtlich mit der Vorbereitung und Durchführung der 

Wahl oder mit der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung betraut sind, 
3. Wahlberechtigte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
4. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre Familie die Ausübung des 

Amtes in besonderer Weise erschwert, 
5. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie aus dringendem beruflichem Grunde oder durch 

Krankheit oder Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsgemäß auszuüben, 
6. Wahlberechtigte, die sich am Wahltag aus zwingenden Gründen außerhalb ihres Wohnortes aufhal-

ten, 
7. Wahlberechtigte, die aus politischen oder religiösen Gründen die Beteiligung an Wahlen ablehnen. 

 
Burg, 26. Januar 2009 
 
 
 
gez. Sterz     - Siegel - 
 
 
 
Ende der amtlichen Bekanntmachungen 


